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17     
1/2012-Sch 

 
  

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t  
 
 
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates  
der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
 
 
Tag und Zeit:        Dienstag,  14. Februar 2012 
   
Tagungsort:         Rathaus         
 
Beginn:           19.00 Uhr 
 
 
 

A n w e s e n d e : 
 
 

ÖVP-Fraktion: 
 
       1. Bürgermeister    Mag. Johann Reiter als Vorsitzender 

  2. Vizebgm.     Johann Schachl 
  3. GR.        Dr. Oskar Vogel 
  4. GV.        Stefan Gaisbichler   
  5. GV.        Klaudia Haberl  
  6. GR.        Friedrich Seiringer-Gaubinger  
  7. GR.        Mag.Dr. Bernhard Roither  
  8. GR.        Peter Reiter  
  9. GR.        Peter Wechselauer  
10. EG.        Josef Ratzenböck 
11. GR.        Franz Bauer  
12. EG.        Rosa Loidl 
13. GR.        Ing. Harald Mayrhofer 
14.  GR.        Dr. Renate Geist-Krojer  

 
   

SPÖ-Fraktion: 
 
    15.  Vizebgm.     Mario Weichselbaumer  

16.  GV.        Ing. Kurt Berger 
 17.  EG.         Magdalena Berger 

18.  GR.        Herbert Kritzinger  
19.  GR.        Roswitha Mohr  

  20.  GR.        Günther Kasper  
21.  GR.        Rudolf Stockinger   
22.  GR.        Erich Steinwendner    
23.  GR.        Michaela Schuster  
24. GR.         Andreas Distler   
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FPÖ-Fraktion: 
 

25.  GR.         Nabg. Ing. Heinz Hackl  
26.  GR.         Mag. Erich Kaniak  
27.  EG.        Dipl.-Ing. Josef Hoyer  
28.  GV.         Rudolf Hemetsberger   
29.  GR.         Walter Liehmann   

 
 

GRÜNE-Fraktion: 
 

30. GR.        Wolfgang Vogel    
31. GR.        Claudia Hauschildt-Buschberger   

 
 
 
Der Leiter des Gemeindeamtes:  Hans Schmidt    
 
 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
 
a)  die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b)  die Sitzung im Sitzungsplan enthalten ist und die Verständigung hiezu an alle Mitglieder bzw. 

Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  
 
c)  die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 6.2.2012 öffentlich kundgemacht 

wurde;  
 
d)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
e)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 14.12.2011 bis zur heutigen Sitzung 

während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur 
Einsicht noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss 
Einwendungen 
eingebracht werden können.  

 
f)  Als Schriftführer für die Sitzung wird der Amtsleiter Johann Schmidt bestimmt. 
 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionsobmännern folgende 
Gemeinderatsmitglieder bekannt gegeben: 
 
 Für die ÖVP-Fraktion:      GV. Stefan Gaisbichler          
  

Für die SPÖ-Fraktion:      Vizebgm. Mario Weichselbaumer               
 
 Für die FPÖ-Fraktion:       GV. Rudolf Hemetsberger 
 
 Für die GRÜNE-Fraktion:     GR. Claudia Hauschildt-Buschberger   
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T a g e s o r d n u n g 

 
 
 
Berichte des Bürgermeisters 
 
a) Information gem. O.Ö. Grundverkehrsgesetz 2006: Zu folgenden Rechtsgeschäften wurden vom 

Bürgermeister positive Stellungnahmen abgegeben: 
- Kaufvertrag Mag. Rudolf Thürschmid an Christa Essmeister, Erwerb der Grundstücke Nr. 

1231/1 und 1231/3 der EZ 545 und 409, beide  KG Litzlberg im Gesamtausmaß von 3012 m² 
in Neißing 

- Kaufvertrag Friedrich und Maria Dachs an DI. Michael Forster und Dr. Ing. Clemens Forster, 
Erwerb des Grundstückes Nr. 85/4 der EZ 123, KG. Litzlberg im Ausmaß von 261 m² , 
Seeufergrundstück in Buchberg 

- Kaufvertrag Melanie und Vera Pesendorfer an Robert und Ingrid Kriechbaum, Erwerb der 
Grundstücke Nr. 1437, 1438/2, 1441, 1442/2 und 1443 der EZ 96, KG. Litzlberg im 
Gesamtausmaß von 18.215 m² (Wald im Bereich Neißing-Steindorf Egelseestraße 

- Mitteilung der Grünen Fraktion: Claudia Hauschildt-Buschberger ist mit Wirkung von 1.1.2012 
neue Fraktionsobfrau der Grünen. Der bisherige Obmann Wolfgang Vogel ist 
Obfraustellvertreter. 

- ÖVP-GREM Hermann Preuner hat sein Gemeinderats- und Umweltausschuss-Ersatzmandat 
zurückgelegt.  

 
b) Die Baurechtsabteilung des Landes hat die Vorstellung der Ehegatten Ursula und Ernst 

Gebetsberger in Litzlberg gegen den Bescheid des Gemeinderates (Nichtgenehmigung der 
Zusammenlegung zweier Bauplätze) als unbegründet abgewiesen und den Bescheid des 
Gemeinderates bestätigt 

 
c) Kanal-BA 10 Haining: Bauarbeiten für die Kanalstränge vor Weihnachten fristgerecht fertiggestellt 

(Hausanschlüsse zum Großteil noch offen). Mehrkostenanmeldung der Firma Felbermayr in Höhe 
von red. € 760.000.- netto. 7-seitige Entgegnung der Gemeinde auf Basis einer entsprechenden 
Stellungnahme von der Bauleitung ZT-Büro Hitzfelder & Pillichshammer, mit der die 
Mehrkostenforderung als unbegründet zurückgewiesen wurde, weil keine Abänderung des 
Bauumfanges vorliegt und daher keine zusätzlichen Mehrkosten zu vergüten sind. Die 
Abrechnung erfolgt gemäß Bauvertrag vom 1.6.2010 auf Basis des Anbotes vom 16.3.2010 sowie 
allfälliger Nachtragsangebote nach Aufmaß. Mittlerweile ist ein neuerliches Schreiben der Fa. 
Felbermayr eingelangt, in dem die Forderungen aufrecht erhalten werden. Rechtsstreit nicht 
auszuschließen. Besprechung mit den Fraktionsobleuten am 16.2.2012 und RA Haberl betr. 
weiterer Vorgangsweise. 

 
d) Schweinestall Moser: Bauverhandlung am 23. Jänner. Umweltanwalt hat zusätzliche Nachweise 

für die Entlüftungsanlage verlangt. 
 
e) Verpachtung Strandbadbuffet: Hearing mit den 5 Bewerbern am 16.2. (Arbeitskreis Finanzen) 

 
f) Kollaudierungsverhandlung Kanal BA 13 Litzlberg (Anpassung der Kanalisation und 

Oberflächenwasserentsorgung) am 24. Jänner. Weitere Maßnahmen zur Minderung von 
Reinwassereinleitungen in den Fäkalkanal notwendig.  

 
g) LR Kepplinger teilte mit, dass er für das Projekt Jugendtaxi für das 2. Halbjahr 2011 eine 

Landesförderung in Höhe von € 675.- gewährt wird und eine Landesförderung für 2012 in 
Aussicht gestellt wurde. 

 
h) Neuer Kurator der Evangelischen Pfarrgemeinde Lenzing-Kammer in Rosenau ist DI Franz Peter 

Seiler (Obmann der Siebenbürger Nachbarschaft). Der bisherige Kurator Wilfried Reger bedankt 
sich nach 18-jähriger Tätigkeit mit Schreiben vom 4.2.2012 für die gute Zusammenarbeit mit 
Bürgermeister, Gemeindevorstand und Gemeinderat. 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 14.2.2012                                                                                   Seite 4 von 24 
 
 

 
i) Das Hotel Häupl teilt mit, dass unter der Leitung des Hotel Restaurant Häupl ab 30. März 2012 

das Hotel Attersee wiedereröffnet wird. Ab 24. Mai 2012 wird auch der Restaurantbetrieb im Hotel 
Attersee wieder aufgenommen. Für Gruppen ab 20 Personen und nach Vereinbarung ist das 
Hotel Attersee ganzjährig geöffnet. 

 
 
 
 
Fragestunde 
 
Keine Anfragen, 8 Zuhörer 
 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag vom 14.2.2012 der FPÖ-Fraktion 
 
Der Vorsitzende bringt den kurz vor der Sitzung eingebrachten Dringlichkeitsantrag (Beilage 1) zur 
Kenntnis und stellt den Zusatzantrag, den Punkt vor TOP 5 zu behandeln. 
 
„Verein zur Förderung der Infrastruktur der Gemeinde Seewalchen am Attersee & Co KG“ 
 
Der Bürgermeister lässt über den Dringlichkeitsantrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 17 Stimmen SPÖ-Fraktion: 10  

   FPÖ-Fraktion: 5  

   GRÜNE-Fraktion: 2  

      

Gegen den Antrag 14 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  

 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Zusatzantrag durch Handheben abstimmen und stellt 
eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
1.  Pacht 
  Abschluss eines Bestandsvertrages mit den Österr. Bundesforsten 
 
Bgm. Reiter: 
Der Bund hat der Österreichischen Bundesforste AG mit der Novelle zum Bundesforstgesetz, BGBL I 
142/2000  die Verwaltung der Seeuferflächen (öffentliches Wassergut) übertragen. Da der 
gegenständliche Pachtvertrag für den Bootsvermietungssteg mit Ende des Jahres 2011 ausgelaufen 
ist, ist nunmehr ein neuer Vertrag mit den Bundesforsten abzuschließen. Der neue Vertrag läuft von 
1.1.2012 bis 31.12.2021. Das Pachtentgelt beträgt für 2012  € 1.077,33. Danach wird der jährlichen 
Pachtzins gem. VPI 2000 laufend indiziert. Die Pachtkosten werden seitens der Gemeinde über die 
Betriebskostenrechnung an den Betreiber der Bootsvermietung (Gebetsroither-Unterbuchberg, dzt. 
Subpächter Angelsport Nagl) weiterverrechnet.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den vorliegenden Bestandsvertrag aufgrund der einstimmigen Empfehlung des 
Gemeindevorstandes zu beschließen. 
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GR Kaniak möchte die grundsätzliche Feststellung treffen, dass die Bundesforste ein Organ der 
Republik seien, welche das Staatsvermögen verwalten. Es gebe eine sukzessive Erhöhung der 
Werte, womit die Gemeinde und die Grundstücksinhaber unter Druck gesetzt werden. In den letzten 
30 - 40 Jahren habe es keinen Rückschritt in den geforderten Geldern gegeben. Früher habe es 
gewisse Privilegien gegeben, die aber radikal entfernt worden seien. Man spreche hier von 
betriebswirtschaftlichen Grundkomponenten. In Wirklichkeit sei die Leistung der Bundesforste ganz 
und gar nicht gegeben. Man müsse über Landes- oder Bundesebene mit den Bundesforsten 
verhandeln. 
 
EG Hoyer möchte wissen, welche Quadratmetergebühr für die gewerbliche Nutzung des Stegs durch 
die Bundesforste verrechnet werde und ob diese identisch sei mit jener Gebühr, die auch allen 
anderen Steginhabern rund um den Attersee verrechnet werde. Weiters möchte er an die 
Wortmeldung von GR Kaniak anschließen und mitteilen, dass er sich die Mühe gemacht habe, alle 
Schweizer und Deutschen Seen anzuschreiben, um deren Gebühren zu erfahren. Die Recherche 
habe ergeben, dass die Gebühren in z.B. Schleswig Holstein ungefähr drei bis vier Mal so niedrig 
seien im Vergleich zu Seewalchen. Auf diesem Wege sollte man in oberster Ebene mit den 
Bundesforsten sprechen bzw. verhandeln. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass die Tarife natürlich standardisiert seien und für alle gleich gelten. 
Die Ausgangstarife im Jahr 2012 netto seien für Seeeinbauten über Wasser € 13,74 pro 
Quadratmeter. 
 
GR Liehmann ist der Meinung, dass sich Seewalchen als Tourismusgemeinde stark machen müsse, 
dass nicht derselbe Preis für die Öffentlichkeit und für Privatpersonen gelte. Weiters möchte er darauf 
hinweisen, dass das Urheberprinzip ausgeschaltet worden sei. Früher wie das Land die Verwaltung 
des Sees inne hatte, habe das Land bei entsprechenden Schäden sehr hohe Kosten übernommen. 
Es könne nicht sein, dass mit dieser Abmachung und „Entgegenkommen“ der Bundesforste das 
Urheberprinzip den Betroffenen und nicht den Auslösern des Schadens zugeschoben werde. 
 
EG Hoyer sei über die Quadratmetergebühr erschüttert. Es könne nicht sein, dass man für einen 
Seegrund und die Benützung eines Stegs € 13,74 ohne MwSt. zahle. 
 
GR Wechselauer möchte darauf hinweisen, dass dies eine Jahres- und keine Monatsgebühr sei. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
mehrheitliche (1 Stimmenthaltung: Hoyer) Annahme fest. 
 
 
 
 
2.  Jugendtreff 
  Änderung des Mietvertrages mit der Evang. Pfarre Rosenau betreffend Jugendtreff 
 
Bgm. Reiter: 
Der geltende Mietvertrag wurde mit Wirkung 1. Jänner 2008 abgeschlossen. Bereits im Jahr 2010 
ersuchte die Evangelische Pfarre AB. Lenzing – Kammer um Erhöhung der mtl. Miete und die 
zusätzliche Verrechnung der laufenden Betriebskosten. Das Ergebnis der damaligen Beratungen 
wurde der Pfarre mit Schreiben vom 11.3.2010 mitgeteilt. Nunmehr ersucht die Pfarre mit Schreiben 
vom 15.11.2011 ein weiteres Mal um Übernahme der Strom- und Heizkosten für den Jugendtreff und 
begründet dies im Wesentlichen mit dem aus Sicht der Pfarre günstigen Mietzins und der seit dem 
Umbau des Pfarrsaales gegebenen technischen Möglichkeit, die Kosten für Strom und Heizung für 
den Jugendtreff genau zu erfassen und getrennt darzustellen (siehe im Akt befindliches Ersuchen). 
Das Mietobjekt hat ein Ausmaß von ca. 200 m². 
 
Der Gemeindevorstand hat sich nach eingehender Beratung in seiner Sitzung am 24. Jänner 
mehrheitlich für die Übernahme der Kosten für Strom und Heizung durch die Gemeinde 
ausgesprochen. 
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Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
den vorliegenden 2. Nachtrag zum bestehenden Mietvertrag aufgrund der mehrheitlichen 
Empfehlung des Gemeindevorstandes zu beschließen. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
3.  Tourismusförderung 
  Gemeindebeiträge für Projekte  
  a)  „Triathlon Attersee-Salzkammergut“  
  b)  „Revitalisierung Burggrabenklamm“ 
   
Bgm. Reiter: 
 
Zu TOP 3 a) 
Es ist der Ferienregion Attersee-Salzkammergut gelungen, in Kooperation mit der Firma „TriStar“ 
einen Internationalen Triathlon für die Geschäftsjahre 2012 bis 2014 mit Unterstützung der OÖ 
Landesregierung, dem OÖ Triathlon Verband, der OÖ Tourismus und der Salzkammergut Tourismus 
Marketing GmbH an den Attersee zu bringen. 
Eine einzigartige Möglichkeit das Sportland Oberösterreich, das Salzkammergut und vor allem die 
Ferienregion Attersee-Salzkammergut entsprechend zu positionieren und zu bewerben. 
Die Fa. „TriStar“ ist eine internationale Triathlon Event Serie in Europa und Übersee über 
verschiedene Distanzen. Die bekanntesten Events finden in Monte Carlo, Cannes, Worm, Hawaii und 
erstmalig in Österreich, nun auch im Salzkammergut am Attersee statt. 
Termine: 
Kick-Off-Event: 27. – 29. April 2012 
Triathlon Event:  1. – 3. Juni 2012 
Der Tourismusverband der Ferienregion Attersee-Salzkammergut erhält die Möglichkeit, im „Starter-
Rucksack“ die Attersee Image Broschüre (dt. & engl.) beizulegen. Dieser Rucksack für auch für alle 
Teilnehmer am Attersee mit dem Wort „Attersee“ produziert werden! 
Am TriStar Triathlon auf Mallorca vom 13. – 15. April 2012 wird der Tourismusverband der 
Ferienregion Attersee-Salzkammergut als nächste Location mit einem Präsentations-Stand vertreten 
sein. Bei allen oben genannten Triathlon Veranstaltungen wird im Rahmen des „Race-Briefings“ mit 
allen Teilnehmern die Attersee Image DVD gezeigt 
Die Gemeinden der Attersee Gemeinden werden ersucht, am Charity Event am Freitag, 1. Juni 2012, 
ca. 18.00 Uhr, mit einer „Gemeinde Staffel“ mitzulaufen – 5 km! · Die Möglichkeit einer Firmen-Staffel 
wird an die Top 100 Firmen in Österreich versandt. 
Die Fa. TriStar produziert neben dem „Starter-Rucksack“ noch folgende Artikel zum „Attersee-
Salzkammergut Triathlon“: T-Shirts & Kapperl 
 
Finanzierung: 
Dank der finanziellen Unterstützung des Landes Oberösterreich, Herrn LR Sigl, ist es gelungen, 
dieses sportliche Top-Event für 2012 bis 2014 zu realisieren. Die Fa. TriStar erhält für die 
Organisation, Abwicklung und Umsetzung einen Betrag von EURO 140.000,-- pro Jahr. 
 
Die Finanzierung sieht wie folgt aus: 
EURO 70.000,-- pro Jahr     OÖ Landesregierung 
EURO 70.000,-- pro Jahr     Tourismusverband der Ferienregion Attersee-Salzkammergut 
 
Der Anteil des MTV soll durch diverse Sponsoren, Partner und auch die Atterseegemeinden bzw. aus 
dem Budget des Tourismusverbands der Ferienregion Attersee-Salzkammergut aufgebracht. 
Der Tourismusverband der Ferienregion Attersee-Salzkammergut ersucht alle Attersee Gemeinden, 
die Veranstaltung mit einem Betrag von EURO 2.500,-- netto im Geschäftsjahr 2012 zu unterstützen. 
Für die Geschäftsjahre 2013 und 2014 wird ein neues Ansuchen im Herbst 2012 an die Gemeinden 
erfolgen.  



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 14.2.2012                                                                                   Seite 7 von 24 
 
 

 
Der Bürgermeister stellt zu TOP 3 a den Antrag, 

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Gemeindevorstandes dem 
Tourismusverband der Ferienregion Attersee-Salzkammergut für das Projekt „Attersee-
Salzkammergut-Triathlon“ für das Jahr 2012 eine Subvention in Höhe von € 2.500,-- zu 
gewähren und die Bedeckung aus dem Subventionsbonustopf vorzunehmen.  
 

 
GR Distler habe grundsätzlich nichts gegen diese Veranstaltung. Er möchte nur darauf aufmerksam 
machen, dass zB. der SK Kammer für eine Jahresbetreuung der Kinder eine Subvention von € 500,- 
pro Jahr  von der Gemeinde erhalte. Er halte eine Subvention von € 2.500,- für einen Triathlon für 
übertrieben. Man sollte bezüglich Vereine in Zukunft eventuell auch etwas großzügiger sein. 
 
GR Liehmann möchte wissen, ob diese Subvention einmalig sei, oder ob laut dem Dreijahresplan 
2013 und 2014 ähnliche Summen auf die Gemeinde zukommen werden. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass der Antrag auf 2012 laute. Man habe sich hier mit den anderen 
Gemeinden gleich geschlossen und man werde sehen, ob die Veranstaltung ein Erfolg werde und für 
die Region etwas bringe. Man rechne mit ca. 400 Startern, die natürlich hier nächtigen werden usw. 
Wenn dies eintrete, werde man sich über das nächste Jahr nochmals unterhalten. 
 
GR Liehmann möchte weiters darauf hinweisen, dass die Firma Tristar von Zuschüssen von außen 
abhängig sei. Er frage sich, wie eine Privatfirma von vornherein mit Gemeindegeldern rechnen könne. 
Heimische Firmen würden es wahrscheinlich nie wagen so an die Gemeinde heranzutreten, obwohl 
sie auch viel für die Region tun. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass man hier die Firma Tristar fragen müsse. Er könne leider nicht 
beurteilen, was die Veranstaltung bringen werde, aber er wisse aus den zur Verfügung gestellten 
Informationen, dass es bisher immer ein tolles Event gewesen sei. Außerdem sei nicht die Firma, 
sondern der Tourismusverband an die Gemeinde herangetreten. Es gebe für den Betrag von             
€ 140.000,- ein entsprechendes Budget, wobei einen Teil der Tourismusverband aufzubringen habe 
und hierfür, wie bereits erwähnt, an die Gemeinde herangetreten sei. 
Wenn man dieses Event dieses Jahr in Seewalchen haben möchte und es eventuell sogar als 
langfristiges Event etablieren möchte, dann sollte man sich dieser Chance nicht entziehen. Wenn 
man nächstes Jahr als Gemeinde wieder teil nehmen möchte, dann werde es voraussichtlich noch 
einmal eine Entscheidung geben müssen. 
Der Einwurf von GR. Distler sei berechtigt. Es sei eine wirklich sehr große Investition im Vergleich zu 
den Subventionen die heimische Vereine erhalten, andererseits sei es eine Chance für die Region 
und für Seewalchen als Standortgemeinde. Für ihn sei es durchaus berechtigt dieses Jahr den 
Verband und den Veranstalter zu unterstützen. 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer möchte grundsätzlich feststellen, dass ihm die Veranstaltung 
gefalle. Natürlich gebe es eine Firma die zu Recht daran verdienen werde, aber er als Besitzer einer 
kleinen Computerfirma und Mitglied der Tourismuskommission wisse für was Tourismusabgaben 
benutzt werden und zwar nach seiner Einschätzung 80 % für Druckwerke. Aus seiner Sicht sei diese 
Veranstaltung vom Tourismusverband durch die Tourismusverbandsgelder durchaus finanzierbar. 
Man müsse sich auch nochmals vor Augen halten, dass man hier über eine freiwillige Förderung an 
den Tourismusverband abstimme, obwohl er sowieso genug Geldmittel zur Verfügung habe und 
diese Veranstaltung wahrscheinlich sowieso statt finden werde. 
 
GV Haberl möchte nochmals darauf hinweisen, dass dies schon eine gewaltige Werbung für 
Seewalchen sein werde. Andere Gemeinden rund um den See haben bereits zugestimmt, da dieser 
Zuschuss ein kleiner Betrag sei, gegenüber den Einnahmen die für den Tourismus umgesetzt 
werden. Sie finde es nicht okay, dass man immer jammere, dass sich in Seewalchen im Tourismus 
nichts tue und dann bei solch einem Event nichts dafür tun wolle. Es sei im Verhältnis zu anderen 
Förderungen natürlich ein großer Betrag, aber wie sie von Herrn Schirlbauer erfahren habe, bringe es 
der Gemeinde nicht nur über dieses Wochenende Besucher, da auch schon vorher berühmte 
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Schwimm- und Radtrainer in die Region kommen werden. Weiters werde dieser Triathlon auch 
national und sogar international im Fernsehen übertragen. 
 
GV Berger möchte anmerken, dass allen bewusst sein müsse, dass diese Veranstaltung, die von 
allen Seiten sehr gelobt werde, eine sehr gute Chance sei, Seewalchen in die Medien zu bringen. 
Man sollte diese € 2.500,- dieses Mal als Solidaritätsbeitrag für den Tourismusverband und auch als 
Zeichen, dass man dafür sei, diese Gegend zu beleben, sehen. Wenn diese Veranstaltung wirklich so 
gut sei wie sie kolportiert werde, dann werde man nächstes und übernächstes Jahr nicht in die 
Versuchung kommen, noch einmal Geld dafür herzugeben, da dies ein Selbstläufer werden wird.  
Der Tourismusverband werde aus diesem Event so viel lukrieren können, dass diese € 2.500,- für die 
Gemeinde Seewalchen nicht mehr anstehen werden. Man solle nur den Mut haben diese € 2.500,- 
heute zu beschließen, einfach um ein Zeichen zu setzen, dass man unter Umständen bereit sei, in die 
Tasche zu greifen, um den Tourismus in Seewalchen anzukurbeln. 
Die Anregung von GR. Distler Andreas solle man sich sehr wohl überlegen für das nächste Budget, 
ob man nicht für die Jugendförderung den einen oder anderen Euro über die Jahre hinweg einsparen 
könnte, damit man in Zukunft auch für diese Bereiche entsprechend finanzielle Mittel habe, um diese 
sehr guten Vereine in der Umgebung – und da gebe es sicher mehrere außer den SK Kammer - 
entsprechende Förderungen zukommen zu lassen, auch in einer Zeit, wo die Budgetmittel immer 
enger werden. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  

   SPÖ-Fraktion: 9 ohne Weichselbaumer 

   FPÖ-Fraktion: 1 Kaniak 

   GRÜNE-Fraktion: 2  

      

Gegen den Antrag 3 Stimmen SPÖ-Fraktion: 1 Weichselbaumer 

   FPÖ-Fraktion: 2 Hoyer, Hemetsberger 

 

Stimmenthaltungen 2 Stimmen FPÖ-Fraktion: 2 Hackl, Liehmann 

 
 
 
 
 
Zu TOP 3 b) 
 
Da es sich um ein Kooperationsprojekt zwischen der Salzburger Landesregierung, Gemeinde St. 
Gilgen, und der OÖ Landesregierung, Gemeinden Steinbach und Unterach, handelt, soll die 
Projektträgerschaft für die zu erwartenden Förderungen seitens des Landes Salzburg die Gemeinde 
St. Gilgen, und seitens der OÖ Landesregierung die Gemeinde Steinbach oder die Gemeinde 
Unterach tragen. 
 
Das Projekt gliedert sich in 5 Teil-Projekte: 

• Bau einer neuen Schiffsanlegestelle in der Burgau 

• Realisierung eines Wanderwegs an der Bundesstraße inkl. einer „Fußgängerbrücke“ und einem 
Parkplatz-Streifen 

• Sanierung der „Ferrary-Kapelle“ 

• Bau eines Wanderwegs von der „Ferrari Kapelle“ zur Klamm inkl. einem „Picknick- und 
Kinderspielplatz“ 

• Ca. 10 m hoher Turm inkl. einer Hängebrücke, die rund 270 m über die Klamm auf den 
bestehenden Wanderweg führen wird 

 
 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 14.2.2012                                                                                   Seite 9 von 24 
 
 

Finanzierung 
Das Gesamtbudget von EURO 400.000,-- wird auf die Geschäftsjahr 2012 bis 2013 aufgeteilt, da eine 
Finanzierung seitens des Tourismusverbands der Ferienregion Attersee-Salzkammergut in nur einem 
Jahr nicht denkbar ist. 
Die Finanzierung sieht wie folgt aus: 
EURO 200.000,--        OÖ Landesregierung, LR Hiesl (die Förderung ist schriftlich     
              bestätigt!) 
EURO 120.000,--        OÖ Landesregierung, LH-Stellv. Dr.Haslauer 
EURO 40.000,--        Gemeinde St. Gilgen 
EURO 40.000,--        Tourismusverband der Ferienregion Attersee-Salzkammergut 
 
Der Anteil des MTV wird durch diverse Sponsoren, Partner und auch die Atterseegemeinden bzw. 
aus dem Budget des Tourismusverbands der Ferienregion Attersee-Salzkammergut aufgebracht! Der 
Tourismusverband der Ferienregion Attersee-Salzkammergut ersucht alle Atterseegemeinden um 
einen einmaligen Betrag von EURO 2.500,--.   
 
Der Bürgermeister stellt zu TOP 3 b den Antrag, 

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Gemeindevorstandes dem 
Tourismusverband der Ferienregion Attersee-Salzkammergut  für das Projekt 
„Revitalisierung Burggrabenklamm“ eine einmalige Subvention in Höhe von    € 2.500,-- zu 
gewähren und diese aus dem Subventionsbonustopf zu bedecken.  

 
GV Hemetsberger könne sich erinnern, dass im Vorstand darüber gesprochen wurde € 700,- bis € 
750,- zu lukrieren und nun spreche man zusätzlich über € 2.500,-. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass GV. Hemetsberger diesen Punkt mit einem Punkt im Vorstand 
verwechsle, welcher schon erledigt worden sei. 
 
GR Liehmann möchte anmerken, dass dieser Punkt im Gegensatz zum Punkt a. eine nachhaltige 
Sache sei, die über das ganze Jahr den Gästen am Attersee zu Gute komme und die Nachhaltigkeit 
sei in einem Tourismusgebiet überhaupt das Wichtigste. Ein punktueller Event könne in keinster 
Weise einen solchen Werbefaktor haben. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
4.  Rechtssache Schenkung Dachs /Klopf 
  Abschließen eines Vergleiches  
 
Bgm. Reiter: 
Mit Schreiben vom 14.10.2011 hat der Rechtsvertreter der Gemeinde aufgrund der doch unsicheren 
Rechtslage und des höchst ungewissen Ausganges des gerichtlichen Verfahrens, insbesondere was 
den Einwand der Gegenseite zur Rechtsgültigkeit der Vereinbarung aus dem Jahr 2002 betrifft, eine 
außergerichtliche Einigung empfohlen.  
 
Nach einer Vorberatung im der GV-Sitzung am 20.10.2011 fand am 24.1.2012 eine Besprechung des 
Gemeindevorstandes mit dem Rechtsvertreter der Gemeinde sowie Herrn Hans-J. Kurz und seinem 
Rechtsbeistand statt.    
 
Dabei wurde nach eingehenden Beratungen vereinbart, dass von den Rechtsvertretern beider Seiten 
ein Schriftsatz für einen Vergleich verfasst werden soll. In diesem soll u.a. auch festgelegt werden, 
dass für einen in dieser Sitzung vereinbarten Teil der Schenkungsfläche ein Vorkaufsrecht von der 
Gemeinde an die Kurz Consult GmbH eingeräumt werden soll. 
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Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes einen Vergleich 
abzuschließen, für einen Teil der klagsgegenständlichen Grundstücke ein Vorkaufsrecht 
an die Kurz Consult GmbH einzuräumen und die vorliegende Vereinbarung zu 
beschließen.   

 
GR. Hackl nimmt seine Befangenheit wahr und nimmt nicht an der Abstimmung teil.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
mehrheitliche (1 Stimmenthaltung: Hoyer) Annahme fest. 
 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag vom 14.2.2012 der FPÖ-Fraktion 
 
„Verein zur Förderung der Infrastruktur der Gemeinde Seewalchen am Attersee & Co KG“ 
 
EG. Hoyer stellt den Antrag,  

der Gemeinderat möge beschließen, dass mit sofortiger Wirkung alle Aktivitäten im 
Zusammenhang mit der Ausgliederung von Grundstücken, den Schulbau betreffend, an 
den Verein für Förderung der Infrastruktur der Gemeinde Seewalchen am Attersee & Co 
KG, gestoppt werden. 

 
GR Vogel Oskar sei genau der gegenteiligen Meinung, da man jetzt schon durch die Verzögerung 
des Schulbaus sehr viel Geld „verbraten“ habe. Er spreche aus persönlicher Erfahrung, da ihm 
dasselbe passiert sei. Er konnte, als Dienstleister im Gesundheitsbereich, die Umsatzsteuer geltend 
machen, durfte aber keine verrechnen. Wie dieses Gesetz geändert wurde, habe es eine 
Übergangsbestimmung gegeben, bei der alle Neuinvestitionen zum Stichtag mit Mehrwertsteuer 
gemacht werden mussten und die Restmehrwertsteuer erlassen wurde. 
Er glaube, dass auch in diesem Fall etwas Ähnliches passieren werde. Im schlimmsten Fall müsse 
man anteilsmäßig die Umsatzsteuer nach den Abschreibungsmöglichkeiten tragen und könne aber 
bereits 4/25-stel der Umsatzsteuer lukrieren. Anderenfalls müsse man die Umsatzsteuer zahlen, aber 
das müsse man dann nachher sowieso. Im Prinzip spreche man von ca. € 1,4 Millionen bei den rund 
€ 10 Millionen Baukosten, welche man bereits in den Sand gesetzt habe, falls diese Regelung wie bei 
ihm eintrete. 
 
GR Hauschildt-Buschberger merkt an, dass nicht nur das Sparpaket zukünftig die indirekten 
Förderungen für Gemeinden blockiere werde, sondern auch noch ein Erlass des Landes, welcher 
besagt, dass zur Einhaltung der Maastricht Kriterien vermehrt gespart werden müsse. Sie halte es für 
kontraproduktiv alles auf Eis zu legen, da nun alle sehr bestrebt seien, dass etwas vorangehe und 
man im Rahmen der Tätigkeit sehr achtsam sein werde, damit keine Gelder verschwendet würden. 
Sie ist sich sicher, dass es eine Lösung geben werde bzw. geben muss, da man nicht die einzige 
Gemeinde sei. 
 
GV Berger ist der Meinung, dass man nicht darüber sprechen sollte, was man durch Zeitverzögerung 
„verbraten“ habe. Er verstehe nicht, dass man immer, egal zu welchem Punkt, versuche in 
irgendwelchen Wunden herum zu graben. Man habe sich Anfang 2010 für einen gemeinsamen Weg 
entschieden und den sollte man auch weiterhin gehen. Er glaube, dass man diesem Antrag heute 
nicht zustimmen sollte und zwar aufgrund der Information, dass es eine Reservierung von € 8 
Millionen in Linz für das Schulprojekt in Seewalchen gebe. Wie viel man davon wirklich bekomme, sei 
eine andere Frage. Man habe sich vor Kurzem dazu entschieden, gemeinsam in einer 
demokratischen Abstimmung zu versuchen die Hauptschulsanierung so schnell wie möglich weiter zu 
bringen. Bevor man nicht wirklich wisse, was dieses Sparpaket im Vorsteuerabzug bringe oder nicht 
bringe, sollte man das Ganze nicht stoppen. Es könnte rein theoretisch passieren, dass man mit den 
€ 8 Millionen nicht auskomme, da man dann zusätzlich 20 % benötige, aber wenn man nicht bald mit 
der Hauptschulsanierung beginne, werde man wieder vor derselben Entscheidung stehen. Er werde 
der Erste sein, der dann darauf aufmerksam machen werde, dass es nicht mehr gehe die 
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Hauptschule zu sanieren, sondern auch hier ein Neubau benötigt werde. Es werde das Land bzw. der 
Bund der Gemeinde auch für den Neubau der Volksschule Geld zukommen lassen müssen, weil man 
die Kinder nicht gefährden könne.  
In diesem Erlass, welchen GR. Hauschildt-Buschberger zuvor erwähnt habe, gehe es darum, dass 
die Gemeinden nur noch Geldmittel bei Gefahr in Verzug erhalten werden, aber wenn sogar einige 
Fenster in der Schule nicht mehr geöffnet werden dürfen, da Gefahr in Verzug bestünde, könne er 
sich nicht vorstellen, dass der Gemeinde diese Mittel untersagt werden. Den Hinweis von der FPÖ 
Fraktion halte er grundsätzlich für nicht schlecht. Es sei auch ein demokratisches Mittel über diese 
Dinge zu reden. Er sei von der ersten Stunde an kein Freund der KG gewesen, da er immer 
befürchtet habe, dass man diese Konstruktion irgendwann wieder umdrehe. Dass man aber nun 
überfallsartig so mit der Kommune umgehe, halte er für nicht in Ordnung. Dies sei aber kein Thema 
für den Gemeinderat. Es werde hier Lösungen geben müssen. Man solle sich aus diesem Titel nicht 
Richtung Stillstand bewegen, sondern alles versuchen, um die Entscheidungen so schnell wie 
möglich gemeinsam voran zu treiben, anstatt immer irgendwelche Vorwürfe in den Raum zu stellen. 
 
GR Vogel Wolfgang halte es für eine sehr übereilte Reaktion alles „in den Wind schießen“ zu wollen, 
nur aufgrund des Sparpakets indem stehe, dass die gemeindeeigenen Betriebe nicht mehr 
vorsteuerabzugsberechtigt seien, welches aber noch nicht im National– bzw. Bundesrat behandelt 
worden sei und somit auch noch kein Gesetz sei, sondern nur eine Ankündigung. 
 
GV Gaisbichler erklärt, dass man mit GR. Roither einen Steuerfachmann in den eigenen Reihen habe 
und dieser auch gesagt habe, dass das Sparpaket zurzeit nur eine Willensäußerung sei, da es noch 
keine Richtlinien vom Finanzamt usw. gebe. Er sei auch der Meinung, dass man den 
eingeschlagenen Weg fortgehen sollte. Man sei nicht die einzige Gemeinde, die mitten in einem 
Sanierungsprojekt stehe. Wenn man der Gemeinde auf der einen Seite die Vorsteuerabzugsfähigkeit 
wegnehme, werde auf der anderen Seite eine andere Art von Förderung ins Leben gerufen werden 
müssen. Man müsse die ganze Sache weiter beobachten, bis man erfahre, was nun wirklich zu tun 
sei, aber damit man im Sommer mit der Sanierung der Hauptschule beginnen könne, sei die Fraktion 
der ÖVP dafür den Antrag der FPÖ abzulehnen. 
 
GR Kaniak finde es bemerkenswert, dass hier am Thema komplett vorbei geredet werde. Die Fraktion 
der FPÖ habe sich in diesem Antrag nicht gegen eine Sanierung bzw. einen Schulneubau 
ausgesprochen, aber wenn die Gemeinde Unternehmer sein möchte und sich nun Gesetze ändern, 
dann gehe ein guter Geschäftsmann eventuell andere Wege. Man solle hier nicht einfach sagen, dass 
die österreichische Regierung so lax sei und darauf hoffen, dass sich doch alles ändere, wenn es sein 
müsse, wie GR. Vogel Oskar dies zuvor erwähnt habe. 
Man stehe hier nicht vor der Frage, ob man bauen sollte oder nicht, sondern ob man ein 
Geschäftsmann mit vollem Risiko sein möchte oder sich Zeit lasse. Dies sei eine reine 
Vorsichtsmaßnahme, da alle hier Anwesenden geschworen haben, Schaden von der Gemeinde 
abzuwenden. Auch wenn man diesem Antrag zustimme, könne man weitermachen. Das Geld 
verschwinde nicht, wenn es denn überhaupt da sei. Weiters gebe es derzeit eine Verlängerung auf 
zwanzig Jahre von Vorsteuerabzügen von Gebäuden, die errichtet werden, wenn die Nachfolger 
keine Miete bzw. Steuern mit Mehrwertsteuer entrichten. Wenn es hier die Gemeinde treffe, dann sei 
die ganze Mehrwertsteuer, die lukriert worden sei, rückzahlungsfällig. 
Es gehe in diesem Antrag darum das Risiko zu minimieren, da man jetzt schon zu viele Ausgaben 
habe. Die Grundstücke in den Gemeindebesitz zurück zu führen, bedeute auch eine Ausgabe, wo der 
dreifache Einheitswert verrechnet werde und dann 4,5 % des dreifachen Einheitswerts zu bezahlen 
seien. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass man dies bereits geprüft habe. Er möchte nun die Sicht des Amtes 
bezüglich des Sparpakets wiedergeben. Die Einwendungen seien nicht ganz von der Hand zu 
weisen. Der Inhalt des Sparpakets werde sehr wohl Auswirkungen auf die Gemeinden haben. Faktum 
sei, dass man noch keinerlei Gesetzestext kenne, sondern nur die Ankündigung. Mittlerweile seien 
Informationen vom Gemeindebund ausgesendet worden.  
Es sei so, dass diese KG Modelle in Zukunft nicht mehr möglich seien. Man habe aber bereits ein 
Modell. Die Frage sei jetzt nur noch, wie diese Änderungen konkret an diesem Modell umgesetzt 
werden und dies werde die Zukunft weisen. Wenn man nun schon laut des vorgebrachten Antrages in 
Vorlage trete, dann würde dies bedeuten, dass man nun wirklich alles stoppe und der Amtsleiter in 
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seiner Funktion als Geschäftsführer die Ausschreibungen nicht weiterführen könne. Man müsste alles 
wieder auf eine normale Sanierung zurück führen, aber gegen diese Variante sei er strikt. Sollte man 
es schaffen einen Teil über die KG abwickeln zu können, dann habe man immer noch etwas 
gewonnen, als einfach zu sagen, dass man nichts über die KG abwickle, weil es sowieso nicht gehe. 
Es werde sicher Lösungen geben und wie GR. Hauschildt-Buschberger zuvor erwähnt habe, treffe es 
ja nicht Seewalchen alleine. Dasselbe gelte für die Miet- und Pachtflächen, die ab 1.Mai 2012 
abgeschlossen werden. Dort habe man schon Verträge. Er könne sich nicht vorstellen, dass dies 
rückwirkend auch noch alles herausgestrichen werde. 
Die Situation sei sicher ernst, das Sparpaket werde die Gemeinde treffen – auch in anderen 
Bereichen – aber man habe sich auf eine gemeinsame Vorgehensweise geeinigt, die man jetzt auch 
durchstehen solle. Er sei dafür die KG nicht zu stoppen und das, was dann tatsächlich Sache sei, 
gemeinsam zu lösen. 
 
GR Kaniak möchte anmerken, dass man bereits Kosten gehabt habe und man weiter Kosten haben 
werde. Sollte das Sparpaket eintreten, werden die Kosten rasant steigen. Wenn man etwas lukriere, 
sei er der Letzte, der dagegen sei. Er glaube aber, dass es noch andere Schröpfmaßnahmen und 
Gesetzesänderungen geben werden müsse, wenn die Krise stärker werde. Man werde in ein paar 
Jahren sehen, wie viel man lukriert und wie viel man darauf gezahlt habe. Die FPÖ wollte nur warnen, 
dass so etwas eintreten könne. Er hoffe, dass so viele Gemeinden betroffen seien, dass es 
Übergangsbestimmungen geben werde. 
 
Der Amtsleiter möchte als KG Geschäftsführer hinzufügen, dass der Antrag der FPÖ Fraktion laute, 
dass alle Aktivitäten der KG gestoppt werden sollen. Die einzige Aktivität, die heute von dem ganzen 
Projekt noch offen sei, sei die Eintragung des Grundeigentums in das Grundbuch. Fast alle Kosten 
seien bereits angefallen, zum heutigen Tage seien nur noch Kosten für die Grundbuchseintragung 
offen. Dies könnte man stoppen. Rechtlich habe dies aber keine Auswirkungen, da die KG 
außergrundbücherlicher Eigentümer der Liegenschaften sei. 
Wenn das Land zu der Finanzierung über die KG stehe, dann müsse man es durchführen und wenn 
das Land die Finanzierung stoppe, dann löse das Land das KG Modell auf, somit hänge alles von der 
Finanzierung des Landes ab. Man muss vom Land eine neune Finanzierung bekommen und könnte 
durchaus mit der Hauptschulsanierung beginnen. Natürlich nehme man hierfür mit dem Land Kontakt 
auf. 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer möchte anmerken, dass nach der momentanen Gesetzeslage 
das KG Modell offensichtlich die beste Lösung gewesen sei, sonst hätte man es nicht gemacht. Wenn 
das neue Gesetz wirklich kommen solle, dann sei man eben „auf die Schnauze gefallen“. Zum 
jetzigen Zeitpunkt könne man nur so entscheiden und dazu stehen. 
 
GR Wechselauer möchte anmerken, dass wenn man diese Übertragung jetzt rückgängig mache auf 
jeden Fall die 20 % verspiele, auch wenn sie vielleicht teilweise geblieben wären. Daher wäre es 
taktisch unklug dies wegzuwerfen, auch wenn eine Gefahr bestehe, auf welche die FPÖ Fraktion 
hingewiesen habe. 
 
GR Hauschildt-Buschberger möchte nochmals darauf hinweisen, dass es hier nicht nur um den 
Vorsteuerabzug gehe, sondern auch um die Förderung des Landes, welche an das KG Modell 
gekoppelt sei und bei der sich bisher noch nichts geändert habe. Also wenn man die KG auflöse, 
dann falle auch die Förderung weg. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von EG. Hoyer gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und 
stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 5 Stimmen FPÖ-Fraktion: 5  

      

Gegen den Antrag 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  

   SPÖ-Fraktion: 10  

   GRÜNE-Fraktion: 2  
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5.  Sanierung Hauptschule 
  Übertragungsverordnung betreffend Beschlussrecht 
 
Bgm. Reiter: 
Für die Vergabe von Aufträgen durch VfI & Co.KG ist im Vorhinein die Zustimmung durch die 
Kommanditistin  erforderlich. Die Zustimmung ist unmittelbar vor der Vergabe einzuholen, also nach 
Durchführung des Vergabeverfahrens nach dem BVG und Ausarbeitung eines Vergabevorschlags, 
aber noch vor der Zuschlagsentscheidung. Der Beschlussfassung sollten folgende Informationen 
zugrunde liegen: Auftragsgegenstand, Auftragssumme, Zuschlagsempfänger. 
Eine Art „Vorratsbeschluss“, vor Durchführung der Vergabeverfahren ist im Gesellschaftsvertrag nicht 
vorgesehen.  
Aufgrund der Dringlichkeit (Baubeginn 1. Sanierungsetappe im Sommer 2012!) bei einzelnen 
Vergaben (unterschiedliche Angebotsfristen durch verschiedene Vergabeverfahren) können die 
Termine des Sitzungsplans nicht eingehalten werden. So müssten zusätzliche Sitzungen des 
Gemeinderates einberufen werden.  
Zweckmäßig wäre daher eine Übertragungsverordnung, sodass die notwendigen 
Beschlussfassungen im Gemeindevorstand getroffen werden können. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes  eine Übertragungs-
verordnung zu beschließen.  

 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 25 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  

   SPÖ-Fraktion: 10  

   GRÜNE-Fraktion: 1 Vogel W. 

      

Gegen den Antrag 5 Stimmen FPÖ-Fraktion: 5  

 

Stimmenthaltungen 1 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 1 Hauschildt-Buschberger 

 
 
 
 
6.  Umweltausschuss 
  Nachwahlen 
 
Bgm. Reiter: 
Durch den Verzicht von EG. Hermann Preuner auf das Mandat als Ersatzmitglied des 
Umweltausschusses ist eine Nachwahl erfoderlich. Vorschlags- und abstimmungsberechtigt ist die 
ÖVP-Fraktion. 
 
Gemäß § 52 Oö.Gemeindeordnung sind Wahlen stets geheim mit Stimmzettel durchzuführen, es sei 
denn, dass der Gemeinderat einstimmig eine andere Art der Stimmabgabe beschließt. 
Der Bürgermeister stellt den Antrag,  
 dass die Abstimmung durch das Erheben der Hand erfolgen soll. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben:  einstimmige Annahme des Antrages  
 
 
Von der ÖVP-Fraktion liegt ein gültiger Wahlvorschlag für das Ersatzmitglied im 
Umweltausschuss, lautend auf   Dipl.-Ing. Michael Kroiss  vor. 
 
Abstimmungsergebnis der ÖVP-Fraktion durch Handheben:   
     einstimmige Annahme des Antrages 
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7.  Straßenbau 2012 
  Zuschlagsentscheidung betreffend Straßenbauarbeiten 
   
Bgm. Reiter: 
Für den Straßenbau 2012 wurde die Ausschreibung mittels eines nicht offenen Verfahrens 
(Unterschwellenbereich) ohne vorherige Bekanntmachung gemäß den Bestimmungen des BVG 
durchgeführt. Aufgrund der überprüften Anbote wurde die Firma  Niederndorfer Bau GesmbH aus 
Attnang-Puchheim  als Billigstbieter ermittelt. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund des Vergabevorschlages der Bauleitung die Zuschlagsentscheidung für die 
Straßenbauarbeiten 2012 an die Firma Niederndorfer Bau GesmbH aus Attnang/Puchheim, 
zu einem Pries von € 277.505,72 incl. MwSt., zu treffen. 

 
GV.Berger K. und GR. Wechselauer haben den Sitzungsraum verlassen und nehmen an der 
Abstimmung nicht teil.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
8.  Prüfbericht 
  Kenntnisnahme des Berichtes des Prüfungsausschusses 
 
Prüf.A.-Obm. Vogel W.: 
Der Prüfungsausschuss hat in seiner Sitzung in am 26. Jänner 2012 die Gemeindekasse sowie die 
bestehenden Haftungen der Gemeinde überprüft. Das Ergebnis dieser Prüfung ist dem im Akt 
befindlichen Prüfbericht zu entnehmen 
 
Prüfungsausschuss-Obmann Vogel W. stellt den Antrag, 
  den vorliegenden Prüfbericht zur Kenntnis zu nehmen. 
 
GV.Berger K. und GR. Wechselauer haben den Sitzungsraum verlassen und nehmen an der 
Abstimmung nicht teil.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
9.  Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004; Änderung 

Beschlussfassung  betreffend Umwidmung eines Teilbereiches aus Grundstück Nr. 2830/4 und 
die bestehenden Wohnobjekte bzw. Restflächen aus den Grundstücken Nr. 2829/5, 2829/4, 
2830/2, 2830/5, alle KG. Litzlberg, von Grünland bzw. Sternchenbau in Bauland „Dorfgebiet“ 
(Anton Dachs, Ainwalchen 8) 
 

BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Im erfolgten Stellungnahmeverfahren bestehen seitens der Abt. Raumordnung der  
OÖ. Landesregierung grundsätzlich keine Einwände und wird diese Umwidmung zur Kenntnis 
genommen. Es wurde jedoch auf die Stellungnahmen der Abteilung Naturschutz (Einschränkung der 
nutzbaren Flächen) und der Abteilung Wasserwirtschaft (keine Anschlussmöglichkeit an den 
Ortskanal) verwiesen. Eine Beurteilung des geogenen Baugrundrisikos (Typ B) wurde vom Büro 
Moser/Jaritz, Gmunden mit Datum vom 21.11.2011 vorgelegt. Betreffend die Stellungnahmen der 
obg. Dienststellen wird auf die Stellungnahme des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer, Eferding 
vom 18.01.2012 verwiesen. Weitere Stellungnahmen langten nicht ein. 
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Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses die Änderung Nr. 62 des 
Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 sowie die Änderung Nr. 18 des örtlichen 
Entwicklungskonzeptes entsprechend den Planunterlagen des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich 
Deinhammer, Eferding vom 30.06.2011 zu beschließen. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
10. Bebauungsplan Nr. 39 „Zentrum“; Änderung 

Beschlussfassung  betreffend die  Änderung im Bereich des Grundstückes Nr. 2023/11, KG. 
Seewalchen (Ing. Christian Mayr, Atterseestr. 48/2)  

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Mit Schreiben des Amtes der OÖ. Landesregierung, Abteilung Raumordnung vom 03.11.2011 wird 
die Änderung unter Hinweis auf die seitens der OÖ. Straßenverwaltung aufgezeigten Auflagen und 
Bedingungen zur Kenntnis genommen. Seitens der Abteilung Naturschutz wird die vorliegende 
Bebauungsplanänderung akzeptiert. Eine Beurteilung des geogenen Baugrundrisikos wurde vom 
Büro Moser/Jaritz, Gmunden mit Datum vom 28.11.2011 vorgelegt (Typ B).  
Seitens der Landwirtschaftskammer Oberösterreich wurden mit Scheiben vom 4.10.2011 keine 
Einwände gegen die Änderung vorgebracht. Weitere Stellungnahmen sind nicht eingelangt. 
    
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses die Änderung Nr. 4 des  
Bebauungsplan Nr. 39 „Zentrum“  entsprechend dem Änderungsplan des Arch. Dipl. Ing. 
Erich Deinhammer, Eferding vom 11.08.2011 zu beschließen.   

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
11. Bebauungsplan Nr. 26 „Steindorf Siedlung“; Änderung 

Grundsatzbeschlussfassung  betreffend die  Änderung im Bereich des Grundstückes Nr. 1435/2, 
KG. Seewalchen (Mag. (FH) Christina Rebhan, Steindorf) 

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Frau Mag. (FH) Christina Rebhan hat mit Eingabe vom 09.11.2011 im Auftrag ihrer Mutter Roswitha 
Rebhan um Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 26 „Steindorf Siedlung“ betreffend 
das Grundstück Nr. 1435/2, KG. Seewalchen, angesucht.  
 
Die Änderung wird unter anderem mit einem erhöhten Platzbedarf für Wohnzwecke für die Pflege der 
Großmutter begründet. Beantragt wäre die Erhöhung auf zwei Vollgeschoße (derzeit 1,5) sowie der 
Reduzierung des Abstandes zur hinteren Bauplatzgrenze auf 3,0 m (bisher 4,5 m).   
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses das Verfahren auf 
Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 26 „Steindorf Siedlung“ auf Grund 
des Antrages der Frau  Mag. (FH) Christina Rebhan vom 7.11.2011 einzuleiten. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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12. Straßenbenennung 
  Kroiß-Gründe im Bereich Königswiese 
 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Auf Grund der geplanten Bebauung der „Kroiß-Gründe“ im Bereich Königswiese  ist es erforderlich, 
den  Straßenverlauf zur Erschließung der Baugrundstücke durch Beschluss des Gemeinderates zu 
benennen. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses den Straßenverlauf zur 
Erschließung der „Kroiß - Gründe im Bereich Königswiese  als „Anton-Schmoller-Straße“ 
zu benennen. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
13. Berufungen 

Bauvorhaben „Neubau eines Mastschweinestalles“ auf dem Grundstück Nr. 451, KG. 
Seewalchen (Jakob und Waltraud Moser); Neuerliche Beratung betreffend Berufungen gegen 
den Bescheid des Bürgermeisters vom 11.08.2011, Zahl: 131-9-19/2010 Ar 

 
Der Bürgermeister nimmt zu den Tagesordnungspunkten 13 und 14 seine Befangenheit wahr, 
übergibt den Vorsitz an Vizebgm. Johann Schachl und nimmt nicht an den Abstimmungen teil.  
 
Vizebgm. Schachl: 
Mit Ansuchen vom 18.03.2011 wurde von den Ehegatten Jakob und Waltraud Moser, Kraims 7, 4863 
Seewalchen am Attersee, der Neubau eines Mastschweinestalles für 472 Schweine auf dem 
Grundstück Nr. 451, KG. Seewalchen beantragt. 
In weiterer Folge wurde von 37 Personen (Reichersberg, Kraims, Hohlweg) die Parteistellung im 
obgenannten Bauverfahren beantragt. Als Begründung wurde im Wesentlichen eine extreme 
Geruchsbelästigung sowie Lärmbelästigung, Wertminderung, Gesundheitsgefährdung, Gefahr eines 
vermehrten Verkehrsaufkommen angeführt. Im § 31 Abs. 1 Ziff. 2 OÖ. Bauordnung 1994 i.d.g.F. ist 
die Nachbarstellung für das ob genannte Bauvorhaben genau geregelt.  
Demnach sind beim geplanten Bauvorhaben der Ehegatten Jakob und Waltraud Moser „Neubau 
eines Mastschweinestalles für 472 Schweine“ auf dem Grundstück Nr. 451, KG. Seewalchen, die 
Eigentümer oder Eigentümerinnen und Miteigentümer oder Miteigentümerinnen der Grundstücke, die 
vom zu bebauenden Grundstück höchstens 50 Meter entfernt sind, Nachbarn. Die Stellung als 
Nachbar besteht jedoch jeweils nur unter der Voraussetzung, dass diese Eigentümer oder 
Eigentümerinnen und Miteigentümer oder Miteigentümerinnen durch das Bauvorhaben 
voraussichtlich in ihren subjektiven Rechten beeinträchtigt werden können. 
Da die Liegenschaft bzw. Grundstücke der Antragsteller auf Parteistellung weiter als 50 m vom zu 
bebauenden Grundstück der Familie Jakob und Waltraud Moser entfernt liegt, wurde die Ansuchen 
mit Bescheid des Bürgermeisters der Marktgemeinde Seewalchen vom 11.08.2011, Zl. 131-9-
19/2010-Ar, abgewiesen.  Gegen diesen Bescheid haben nachstehende 14 Personen  fristgerecht 
das Rechtsmittel der Berufung eingebracht: 
Klaus und Claudia Starzengruber, wh. Reichersberg 6, Heinz Lechner u. Beate Mair, wh. 
Reichersberg 20, Erwin Kania, wh. Reichersberg 11, Hermann und Margit Preuner, wh. Kraims 45, 
Gabriela Heimweg, wh. Reichersberg 21, Alois Wachter-Heimweg, wh. Reichersberg 21, Hans-Peter 
Mayer und Ricarda Hawle, wh. Hohlweg 5, Katrin Mayer, wh. Hohlweg 3, Josef und Evelyn Mayer, 
wh. Hohlweg 3 
    
Mit Gemeinderatsentscheidung vom 06.10.2011 wurde den og. Berufungen stattgegeben und die 
Parteistellung zuerkannt.  
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Gegen diese Bescheide haben die Ehegatten Jakob und Waltraud Moser, vertreten durch JURA 
Rechtsanwälte Denkmayr & Partner OG, Dr. Schwarzmayr-Lindinger, Altheim die Vorstellung gemäß 
§ 102 OÖ. Gemeindeordnung eingebracht. 
 
Mit Bescheid des Amtes der OÖ. Landesregierung vom 05.12.2011, GZ.: IKD(BauR)-014394/1-2011-
Sg/Wm wurden die angefochtenen Bescheide aufgehoben und die Angelegenheit zur neuerlichen 
Entscheidung an den Gemeinderat der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee zurückverwiesen. 
 
Gemäß § 102 Abs. 5 Oö. GemO 1990 ist die Gemeinde bei der neuerlichen Entscheidung nach 
Aufhebung des Bescheides durch die Vorstellungsbehörde an deren Rechtsansicht gebunden.  
 
Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  
  auf das Vorlesen folgender Unterlagen zu verzichten: 
  1. Bekämpfter Bescheid des Bürgermeisters vom 11.8.2011  
  2. Gegenständliche Berufungen  
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
Der Schriftführer liest die vorliegenden Bescheidmuster an Josef Mayer, Evelyn Mayer, Katrin Mayer, 
Hans-Peter Mayer und Ricarda Hawle vor.  
  
Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  
 die Berufungen von Josef Mayer, Evelyn Mayer, Katrin Mayer, Hans-Peter Mayer und 
 Ricarda Hawle, alle vom 05.09.2011 abzuweisen und den Bescheid des Bürgermeisers vom 
 11.08.2011, Zahl: 131-9-19/2010 Ar zu bestätigen. 
 
GV. Berger möchte seine Befangenheit wahrnehmen und kurz begründen warum. Es stehe in diesem 
Antrag als Begründung, dass aufgrund des Antrages von GV. Berger dieser Bescheid nicht 
abgewiesen worden sei. Er möchte kurz den Einspruch von den Rechtsanwälten vorlesen: Im 
Weiteren wird ausgeführt, dass dem gegenständlichen Bescheid jede widerrechtliche Beurteilung und 
darüber jeweiliger Sachverhalt fehlt. Der Bescheid erschöpft sich im Wesentlichen in der Wiedergabe 
des unstrittigen Verfahrensstandes. Der genannte Gemeindevorstand Herr Ing. Kurt Berger ist in 
keinster Weise antragslegitimiert, über einen Bescheid zu entscheiden. Es handle sich beim 
Gemeinderat um ein Kollegialorgan, welches gehalten, ist einen Sachverhalt festzustellen und diesen 
einer richtigen Beurteilung zu unterziehen. Ganz offensichtlich hat die Ignoranz dieser gesetzlichen 
Bestimmung der Gemeinderat offenkundig nicht einmal für nötig befunden, einen Sachverhalt 
festzustellen, damit ist naturgemäß einem Bescheid jeder Rechtsgrundlage entzogen. 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer stellt den Antrag,  
          über die Berufungen geheim abzustimmen. 
 
GV. Gaisbichler habe schon beim ersten Mal, wo man sich mit dieser Thematik beschäftigt habe, 
gesagt, dass sich der Gemeinderat als ausführendes Organ nicht über bestehende Gesetze hinweg 
setzen könne. Das Land Oberösterreich habe der Beschwerde von Herrn Moser Recht gegeben und 
das Ganze an den Gemeinderat zurück überwiesen und zwar mit dem Zusatz, dass man der 
Entscheidung der Vorstellungsbehörde zu folgen habe. Er glaube, dass es nicht notwendig sei sich in 
einer geheimen Abstimmung zu verstecken. Die ÖVP werde der Entscheidung der 
Vorstellungsbehörde folgen. Es sei rechtens so, denn sonst wäre es nicht aufgehoben worden. 
 
Der Amtsleiter informiert den Gemeinderat auf die gesetzlichen Bestimmungen einer geheimen 
Abstimmung. Die Abstimmung sei im § 51 der Gemeindeordnung geregelt. Zu einem Beschluss des 
Gemeinderates ist, sofern im Gesetz nichts anderes bestimmt ist, die Zustimmung von mehr als der 
Hälfte der Anwesenden Stimmberechtigten erforderlich. Die Stimmberechtigten haben das 
Stimmrecht persönlich auszuüben. Die Stimme ist durch Bejahung oder Verneinung des Antrages 
abzugeben. Zusätze sind unwirksam. Wer sich der Stimme enthält, lehnt den Antrag ab. Soweit 
gesetzlich nicht etwas anderes bestimmt ist, hat die Abstimmung durch Erheben der Hand oder durch 
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Aufstehen zu erfolgen. Sofern nicht geheim abzustimmen ist, kann der Gemeinderat beschließen, 
dass namentlich abzustimmen ist. Wenn es 1/3 der anwesenden Stimmberechtigten verlangt und 
gesetzlich Bestimmungen dem nicht entgegen stehen, ist jedenfalls geheim mit Stimmzettel 
abzustimmen.  
 
GR. Kaniak möchte anmerken, dass man hier ein Dilemma habe, da die moralischen Werte 
gegenüber der Gesetzeslage hier nicht artikuliert werden dürfen. GV. Berger habe durch das zuvor 
vorgelesene Schreiben der Rechtsanwälte formuliert, dass jeder der in diese Richtung argumentieren 
würde, nicht nur die Kompetenz, sondern die Rechtsgrundlage entzogen werde. Selbst wenn eine 
geheime Abstimmung negativ ausgehen würde, also dass die Abstimmung diesen Antrag ablehnen 
würde, würde er von einer übergeordneten Instanz wieder aufgehoben werden. Alle haben versucht 
auf die Gesetzeslage zu schwören, daher sei man in dieser Hinsicht gebunden. Selbst wenn hier eine 
Parteienstellung nicht gesetzlich erfolgen könne oder werde, sei die Entscheidung, ob etwas passiere 
vor Ort bei den Bauverhandlungen und bei den direkten Vertretern festzuhalten und von den 
Behörden zu bestätigen, sodass diejenigen überhaupt keine Möglichkeit haben, es sei denn sie 
haben eine Argumentation. Man könne dies verzögern und wahrscheinlich im privatrechtlichen 
Bereich Schadenersatzforderungen formulieren, aber die Rechtslage ändere sich damit nicht. 
 
GR. Vogel Wolfgang sehe den seinerzeitigen Beschluss, mit dem die Nachbarn in Parteienstellung 
gesetzt worden seien, als politischen Beschluss, welcher praktisch nur verzögere, damit man Zeit 
habe, in welcher man eine andere Lösung finden könne. Diese Lösung sei nicht gefunden worden. 
Nun setze man den hoheitlichen Akt den Bescheid in Kraft zu setzen, der rechtlich vollkommen in 
Ordnung sei. Eine geheime Abstimmung sei komplett gegen jeden Sinn einer Gemeindeordnung, 
denn ein solcher Bescheid sei ein Eingriff in das Rechtsgut eines Menschen und dies könne nicht aus 
der Anonymität heraus gemacht werden, um sich nachher abzuputzen. Man sei als 
Gemeindevertreter verantwortlich dafür, was man mache. 
 
EG. Berger Magdalena finde den Terminus Abstimmung in diesem Fall nicht richtig, denn bei einer 
Abstimmung habe jeder das Recht sich zu entscheiden. Hier habe man aber nicht das Recht sich zu 
entscheiden, da es ein Gesetz gebe nach dem man gehen müsse. 
 
GR. Liehmann sehe sich auch in seinem freien Willen eingeschränkt. Abgesehen davon sehe er die 
Gleichbehandlung der Seewalchener Bürger nicht gegeben. Er habe einen Eid, sowohl auf die 
Gesetze, aber vor allem auf die Bürger geleistet. Er könne diese Abstimmung mit seinem Gewissen 
nicht vereinbaren. 
 
GR. Vogel Oskar möchte nochmals hinzufügen, dass es hier nicht darum gehe, ob dem Gemeinderat 
gefalle, ob eine Parteistellung erteilt werde oder nicht, sondern es gehe darum, ob der Bescheid des 
Bürgermeisters rechtskräftig sei oder nicht. Dies werde immer wieder verwechselt. 
 
Vor Abstimmung über den Antrag von Vizebgm. Weichselbaumer verlassen folgende GR-Mitglieder 
den Sitzungsraum und nehmen an der Abstimmung nicht teil: Mohr Roswitha, Kasper Günther, 
Stockinger Rudolf, Steinwendner Erich, Schuster Michaela, Liehmann Walter. Somit sind insgesamt 
23 stimmberechtigte Mitglieder anwesend.  
 
Der Vorsitzende lässt über den von Vizebgm. Weichselbaumer gestellten Antrag auf geheime 
Abstimmung durch Handheben abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 7 Stimmen SPÖ-Fraktion: 3 
Weichselbaumer, Berger M., 
Kritzinger 

   FPÖ-Fraktion: 4 Hackl, Kaniak, Hoyer, Hemetsberger 

      

Gegen den Antrag 14 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13 ohne Bürgermeister 

   GRÜNE-Fraktion: 1 Vogel W. 

 

Stimmenthaltungen 2 Stimmen SPÖ-Fraktion: 1 Distler  

   GRÜNE-Fraktion: 1 Hauschildt-Buschberger 
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Der Vorsitzende stelle fest, dass die erforderliche Mehrheit von 1/3 der anwesenden 
Stimmberechtigten nicht erreicht wurde.  
 
Vor Abstimmung über den vom Vorsitzenden gestellten Antrag auf Abweisung der Berufungen haben 
folgende GR-Mitglieder den Sitzungsraum verlassen und nehmen an der Abstimmung nicht teil: 
Weichselbaumer Mario, Kritzinger Herbert, Mohr Roswitha, Kasper Günther, Stockinger Rudolf, 
Steinwendner Erich, Schuster Michaela, Distler Andreas, Hemetsberger Rudolf, Liehmann Walter. 
Somit sind insgesamt 19 stimmberechtigte Mitglieder anwesend.  
 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag, die Berufungen von Josef Mayer, Evelyn Mayer, 
Katrin Mayer, Hans-Peter Mayer und Ricarda Hawle abzuweisen, durch Handheben abstimmen und 
stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 16 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13 ohne Bürgermeister 

   FPÖ-Fraktion: 3 Hackl, Kaniak, Hoyer 

 

Stimmenthaltungen 3 Stimmen SPÖ-Fraktion: 1 Berger M. 

   GRÜNE-Fraktion: 2  

 
 
 
 
Der Schriftführer liest die vorliegenden Bescheidmuster an Alois Wachter-Heimweg und Gabriela 
Heimweg vor. 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 
 die Berufungen des Alois Wachter-Heimweg und Gabriela Heimweg vom 31.08.2011 
 abzuweisen und den Bescheid des Bürgermeisers vom 11.08.2011, Zahl: 131-9-19/2010 Ar zu 
 bestätigen. 
 
Vor Abstimmung über den vom Vorsitzenden gestellten Antrag auf Abweisung der Berufungen haben 
folgende GR-Mitglieder den Sitzungsraum verlassen und nehmen an der Abstimmung nicht teil: 
Weichselbaumer Mario, Kritzinger Herbert, Stockinger Rudolf, Steinwendner Erich, Hemetsberger 
Rudolf, Liehmann Walter. Somit sind insgesamt 23 stimmberechtigte Mitglieder anwesend.  
 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 16 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13 ohne Bürgermeister 

   FPÖ-Fraktion: 3 Hackl, Kaniak, Hoyer 

 

Stimmenthaltungen 7 Stimmen SPÖ-Fraktion: 5 
Berger M., Mohr, Kasper, Schuster, 
Distler 

   GRÜNE-Fraktion: 2  

 
 
 
Der Schriftführer liest die vorliegenden Bescheidmuster an Klaus Starzengruber und Claudia 
Starzengruber vor.   
 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 
 die Berufungen des Klaus Starzengruber und Claudia Starzengruber vom 06.09.2011 
 abzuweisen und den Bescheid des Bürgermeisers vom 11.08.2011, Zahl: 131-9-19/2010 Ar zu 
 bestätigen. 
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Vor Abstimmung über den vom Vorsitzenden gestellten Antrag auf Abweisung der Berufungen haben 
folgende GR-Mitglieder den Sitzungsraum verlassen und nehmen an der Abstimmung nicht teil: 
Weichselbaumer Mario, Kritzinger Herbert, Kasper Günther, Stockinger Rudolf, Steinwendner Erich, 
Hemetsberger Rudolf, Liehmann Walter. Somit sind insgesamt 22 stimmberechtigte Mitglieder 
anwesend.  
 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 16 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13 ohne Bürgermeister 

   FPÖ-Fraktion: 3 Hackl, Kaniak, Hoyer 

 

Stimmenthaltungen 6 Stimmen SPÖ-Fraktion: 4 Berger M., Mohr, Schuster, Distler 

   GRÜNE-Fraktion: 2  

 
 
 
 
 
 
Der Schriftführer liest die vorliegenden Bescheidmuster an Heinz Lechner und Beate Mair vor.   
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 
 die Berufungen des Herrn Heinz Lechner und der Frau Beate Mair vom 29.08.2011 
 abzuweisen und den Bescheid des Bürgermeisers vom 11.08.2011, Zahl: 131-9-19/2010 Ar zu 
 bestätigen. 
 
GR. Seiringer-Gaubinger, als direkt Betroffener Gemeinderat aus dem Ort der Anrainer, möchte 
festhalten, dass er froh darüber sei, dass sich das Verhältnis zu den Nachbarn nicht verschlechtert, 
sondern verbessert habe. Er sei froh, dass es auf Anregung der Anrainer zu einem Lokalaugenschein 
gekommen sei, wo Gutachter auf die Anregungen der Anrainer eingegangen seien. Er als Vertreter 
der Landwirtschaft versuche natürlich auch den Bauwerber zu vertreten.  
Seiner Meinung nach habe man das Gesetz einzuhalten. Es sei immer so, dass die Anrainer, sowie 
der Bauwerber subjektive Bedürfnisse haben, aber dafür habe man die Gutachter, Sachverständiger 
und die Gesetze. Somit werde er nicht den Sitzungssaal verlassen und weiter abstimmen. 
 
GR. Geist-Krojer möchte darauf hinweisen, dass es für die Familie Moser, sowie für die Anrainer um 
sehr viel gehe und sie finde es wirklich absolut entwürdigend, dass beinahe der halbe Gemeinderat 
den Sitzungssaal verlasse. 
 
GR. Hauschildt-Buschberger merkt an, dass dies eine sehr schwierige Situation sei. Durch ihre Arbeit 
sei sie jeden Tag mit der strengen Einhaltung der Gesetze konfrontiert. Die Gesetze, die man habe, 
verursachen menschliches Leid. Es falle ihr schwer nicht zu rebellieren, aber das Gesetz bestehe, 
genau so wie das Gesetz im Bezug auf die Parteienstellung. Für die Zukunft wünsche sie sich, dass 
man über solche Gesetze nachdenke und aus solchen Praxisbeispielen lerne und die Gesetze dahin 
gehend ändere. Man solle als Vertreter der Bürger solche Praxisbeispiele zum Gesetzgeber 
hintragen. 
 
Vor Abstimmung über den vom Vorsitzenden gestellten Antrag auf Abweisung der Berufungen haben 
folgende GR-Mitglieder den Sitzungsraum verlassen und nehmen an der Abstimmung nicht teil: 
Weichselbaumer Mario, Kritzinger Herbert, Kasper Günther, Stockinger Rudolf, Steinwendner Erich, 
Hemetsberger Rudolf, Liehmann Walter. Somit sind insgesamt 22 stimmberechtigte Mitglieder 
anwesend.  
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Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 16 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13 ohne Bürgermeister 

   FPÖ-Fraktion: 3 Hackl, Kaniak, Hoyer 

 

Stimmenthaltungen 6 Stimmen SPÖ-Fraktion: 4 Berger M., Mohr, Schuster, Distler 

   GRÜNE-Fraktion: 2  

 
 
 
 
Der Schriftführer liest die vorliegenden Bescheidmuster an Hermann Preuner und Margit Preuner vor. 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 
 die Berufungen von Hermann Preuner und Margit Preuner vom 27.08.2011 abzuweisen und 
 den Bescheid des Bürgermeisers vom 11.08.2011, Zahl: 131-9-19/2010 Ar zu bestätigen. 
 
Vor Abstimmung über den vom Vorsitzenden gestellten Antrag auf Abweisung der Berufungen haben 
folgende GR-Mitglieder den Sitzungsraum verlassen und nehmen an der Abstimmung nicht teil: 
Weichselbaumer Mario, Kritzinger Herbert, Kasper Günther, Stockinger Rudolf, Steinwendner Erich, 
Hemetsberger Rudolf, Liehmann Walter. Somit sind insgesamt 22 stimmberechtigte Mitglieder 
anwesend.  
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 16 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13 ohne Bürgermeister 

   FPÖ-Fraktion: 3 Hackl, Kaniak, Hoyer 

 

Stimmenthaltungen 6 Stimmen SPÖ-Fraktion: 4 Berger M., Mohr, Schuster, Distler 

   GRÜNE-Fraktion: 2  

 
 
 
 
Der Schriftführer liest die vorliegenden Bescheidmuster an Erwin Kania vor. 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 
 die Berufung von Erwin Kania vom 05.09.2011 abzuweisen und den Bescheid des 
 Bürgermeisers vom 11.08.2011, Zahl: 131-9-19/2010 Ar zu bestätigen. 
 
Vor Abstimmung über den vom Vorsitzenden gestellten Antrag auf Abweisung der Berufungen haben 
folgende GR-Mitglieder den Sitzungsraum verlassen und nehmen an der Abstimmung nicht teil: 
Weichselbaumer Mario, Kritzinger Herbert, Kasper Günther, Stockinger Rudolf, Steinwendner Erich, 
Hemetsberger Rudolf, Liehmann Walter. Somit sind insgesamt 22 stimmberechtigte Mitglieder 
anwesend.  
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 16 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13 ohne Bürgermeister 

   FPÖ-Fraktion: 3 Hackl, Kaniak, Hoyer 

 

Stimmenthaltungen 6 Stimmen SPÖ-Fraktion: 4 Berger M., Mohr, Schuster, Distler 

   GRÜNE-Fraktion: 2  
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14. Abtragungsauftrag 
Berufung vom 10.01.2012 des Herrn Anton Ablinger, wh. Hauptstraße 19, 4863 Seewalchen am 
Attersee, vertreten durch die Rechtsanwälte Dr. Stefan Hoffmann und Dr. Thomas Herzog, 
Vöcklabruck gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 27.12.2011, Zahl: 153-9-44/1968-Ar 

 
Der Bürgermeister hat zu den Tagesordnungspunkten 13 und 14 seine Befangenheit 
wahrgenommen, den Vorsitz an Vizebgm. Johann Schachl übergeben und nimmt nicht an der 
Abstimmung teil.  
 
Vizebgm. Schachl: 
Mit Bescheid vom 23.07.1968 wurde die Baubewilligung für die Errichtung eines Wohn- und 
Geschäftshauses auf den Parzellen 1836 und 508, KG Seewalchen erteilt. In der Folge ist lediglich 
der Rohbau errichtet worden.  
§ 51 Abs. 2 der mit 1.1.1977 in Kraft getretenen O.Ö. Bauordnung 1976 sah auch eine 
Baufertigstellungsfrist (von fünf Jahren ab Beginn der Baubewilligung) vor, deren ungenutzter Ablauf 
das Erlöschen der Baubewilligung bewirkte. Die Übergangsbestimmung des § 69 Abs. 2 zweiter Satz 
leg.cit. sah weiters vor, dass für "alte" Baubewilligungen die fünf jährige Fertigstellungsfrist mit dem 
Inkrafttreten "dieses Gesetzes" (= 1.1.1977) beginnen sollte. 
Selbst wenn also rechtzeitig mit der Bauausführung begonnen worden wäre, ist die Baubewilligung 
mangels Fertigstellung des Gebäudes spätestens mit 1.1.1982 erloschen. 
Nach Durchführung des Parteiengehörs wurde vom Bürgermeister  mit Bescheid vom 27.12.2011, Zl. 
153-9-44/1968-Ar, aufgetragen, die bauliche Anlage innerhalb von sechs Monaten nach Rechtskraft 
dieses Bescheides zu beseitigen. 
Gegen diesen Bescheid wurde fristgerecht das Rechtsmittel der Berufung eingebracht: 
 
 
Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  
  auf das Vorlesen folgender Unterlagen zu verzichten: 
  1. Bekämpfter Bescheid des Bürgermeisters vom 27.12.2011  
  2. Gegenständliche Berufung  
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
Der Schriftführer liest den vorliegenden Bescheidentwurf vollinhaltlich vor. 
 
Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

die Berufung  des Herrn Anton Ablinger, wh. Hauptstr. 19, 4863 Seewalchen am Attersee, 
vertreten durch Rechtsanwälte Dr. Stefan Hoffmann und Dr. Thomas Herzog, Vöcklabruck 
vom 10.01.2012 gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 27.12.2011, Zahl: 153-9-
44/1968-Ar abzuweisen und beiliegenden Berufungsbescheid zu erlassen. 

 
GR. Hackl hat vor der Abstimmung den Sitzungsraum verlassen und nimmt nicht an der Abstimmung 
teil.  
 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13 ohne Bürgermeister 

   SPÖ-Fraktion: 10  

   FPÖ-Fraktion: 1 Hoyer 

   GRÜNE-Fraktion: 2  

 

Stimmenthaltungen 3 Stimmen FPÖ-Fraktion: 3 Kaniak, Hemetsberger, Liehmann 
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15. Allfälliges 
 
a) EG. Hoyer möchte zu den Berichten der letzten Gemeinderatssitzung anmerken, dass in zwei 

Punkten eine falsche Zusammenfassung stattgefunden habe und eine Ergänzung unbedingt 
notwendig sei. Die falsche Darstellung betrifft den Kanalbauabschnitt 10 Haining. Hier heiße es, 
dass Bauarbeiten für die Kanalstränge vor Weihnachten fristgerecht fertig gestellt worden seien 
(Hausanschlüsse zum Großteil noch offen). Dies sei vollkommen unrichtig. Die 
Bauvertragsvereinbarung sehe vor, dass die Funktionstüchtigkeit der gegenständlichen Anlage 
mit 30.11.2011 gewährleistet sein müsse, dazu gehören natürlich auch die Hausanschlüsse, denn 
nur wenn das Abwasser aus den Hausanschlüssen laufe, sei eine Anlage funktionstüchtig. 
Außerdem setze die Funktionstüchtigkeit voraus, dass sämtliche Dichtheitsprüfungen und 
Abnahmeprüfungen durchgeführt worden seien, was nicht der Fall gewesen sei.  
Er erachte diese Richtigstellung als unbedingt notwendig, da es letztlich, wie im zweiten Absatz 
kund getan, um eine Mehrkostenanmeldung der Firma Felbermayr von € 760.000,- gehe und in 
der letzten Sitzung des Umweltausschusses das Büro HIPI mitgeteilt habe, dass sie bis dato noch 
keinerlei Aktivitäten unternommen haben, um die nicht fristgerechte Fertigstellung der 
Funktionstüchtigkeit zu bekämpfen oder festzuhalten. Wenn hier in einem offiziellen Protokoll der 
Gemeinde stehe, dass dies fristgerecht hergestellt worden sei, sei dies kontraproduktiv. 
Weiters heiße es bezüglich Kollaudierungsverhandlung Kanal BA 13 Litzlberg, dass weitere 
Maßnahmen zur Minderung der Reinwassereinleitungen in den Fäkalkanal notwendig seien. 
Faktum sei, dass die wasserrechtliche Überprüfungsverhandlung, die am 24. Jänner statt 
gefunden habe, ein positives Überprüfungsergebnis gebracht habe und der Gemeinde 
Rechtsarbeiten aufgetragen worden seien. In diesem Zusammenhang möchte er den 
Gemeinderat informieren, dass man dort im Bereich Kalleitner ein Rückhaltebecken mit einem 
Inhalt von 125 Kubikmeter gebaut habe, dort Abwässer zurück gehalten werden sollen, nämlich 
bei einem Zufluss von 20 Liter/ Sekunde. Das Becken habe über € 100.000,- Baukosten 
verursacht und sei in 20 Minuten voll. Nachher rinne in demselben Becken das Wasser weiter und 
auf der Straße heraus. Hier sei weiterhin ein Mangel existent. EG. Hoyer verlange somit, dass die 
beiden Punkte entsprechend korrigiert werden. 

 
b) GR. Steinwendner möchte im Namen der Bühne Seewalchen den Gemeinderat sehr herzlich zu 

einer Vorstellung einladen. 
 
c) Vizebürgermeister Weichselbaumer möchte den Gemeinderat zur Vorstellung „Faltenlos & 

Knitterfrei“ am Freitag, 23. März in der Musikschule Seewalchen einladen. 
 
d) GR. Distler möchte wissen, warum die Gemeinde für das Eisstock schießen in der Rosenau einen 

Unkostenbeitrag von € 1,- pro Person verlange. Laut Wirt in der Rosenau müsse dieser 
Unkostenbeitrag für Wasser und Strom an die Gemeinde gezahlt werden. 

 
GR. Bauer antwortet, dass es nicht stimme, dass es bei der Gemeinde abgegeben werden 
müsse. Er, der für die Eisbahn zuständig sei, verlange diesen Unkostenbeitrag für Leute, welche 
die Eisbahn vorher bestellen und somit andere Bürger der Rosenau dann nicht spielen können, 
denn die Vorschreibung für Wasser und Strom der Gemeinde müsse auch von jemandem gezahlt 
werden. 

 
Der Amtsleiter stellt fest, dass es für den Strom einen Subzähler gebe, der vor Beginn der 
Eisbahnsaison abgelesen wurde. Wer den verbrauchten Strom zahle, entziehe sich momentan 
seiner Kenntnis. Für das Wasser entstünden keine Kosten, da die Wassergenossenschaft 50 
Kubikmeter unentgeltlich für die Eisbahn Rosenau zur Verfügung stelle. Der Wirt müsse richtig 
informiert werden. 

 
GR. Bauer fügt noch hinzu, dass auch ein Wasserzähler vorhanden sei und somit könne er nicht 
genau sagen, ob hier etwas gezahlt werden müsse. Im Nachhinein könne er nicht sagen, dass die 
Benützer einen Euro zahlen müssen. 
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Genehmigung der Verhandlungsschrift über die vorherige Sitzung 
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 14.12.2011 wurden keine Einwendungen erhoben. 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 21:10 Uhr.  
 
 
 
      Der Schriftführer:                         Der Vorsitzende: 
 
 
 
........................................................              ........................................................   

(AL. Hans Schmidt)                        (Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 
 

 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 

vom 12.4.2012 keine Einwendungen erhoben wurden und diese Verhandlungsschrift daher im Sinne 

des § 54(5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt. 

 
 

Der Vorsitzende: 
 
 
 

(Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 

 
 
 
 
 

Für die SPÖ-Fraktion:                Für die ÖVP-Fraktion: 
 
 
........................................................           ........................................................ 
(Vizebgm. Mario Weichselbaumer)                     (GV. Stefan Gaisbichler) 
 
 
 

Für die FPÖ-Fraktion:                Für die GRÜNE-Fraktion:    
       

 
........................................................            ........................................................ 
  (GV. Rudolf Hemetsberger)             (GR. Claudia Hauschildt-Buschberger) 
 
 
 
 
 
 


